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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Dr. Miltner, Berger, Biechele, Dr. Riedl 
(München), Gerster (Mainz), Thürk, Spranger, Kunz (Berlin), Freiherr von Fircks, 
Dr. Wittmann (München), Geriach (Obernau) und Genossen 

betr. Krankheitsbeihilfen im Beamten-, Richter- und Soldatenrecht 


In der Diskussion über die Krankheitsbeihilfen an Beamte, Rich- 
ter und Soldaten sind von Bundes- und Länderseite wiederholt 
Zahlen genannt worden, die dafür sprechen, daß das System der 
Krankheitsbeihilfen heute für die Beschäftigungsbehörden 
kostengünstiger ist, als es das System der sozialen Krankenver- 
sicherung wäre. Falls dieses Ergebnis zutrifft, sollte angesichts 
der Notlage der sozialen Krankenversicherung auch geprüft 
werden, welche Gründe die unterschiedliche Kostenentwicklung 
hat und ob ggf. die günstigen Erfahrungen des Krankheitsbei- 
hilfen-Systems ganz oder teilweise für die soziale Krankenver- 
sicherung nutzbar gemacht werden können. Aktivitäten der 
Bundesregierung für eine solche Prüfung erscheinen notwendig, 
sind aber bisher nicht bekanntgeworden. 

Statt dessen hat die Bundesregierung Änderungen des Bei- 
hilfenrechts des Bundes teils vorgenommen, teils angekündigt, 
die einzelne begrenzte Leistungskürzungen mit einer erschrek- 
kenden Komplizierung der Vorschriften erkaufen. Der Finanz- 
minister des Landes Rheinland-Pfalz hat die Befürchtung ge- 
äußert, allein für dieses Land werde eine Übernahme der Ände- 
rungen 200 neue Stellen erforderlich machen. Eine solche Ent- 
wicklung kann nicht hingenommen werden. Vielmehr sollten 
Einsparungen in erster Linie durch Vereinfachungen erzielt, zu- 
mindest aber mit Vereinfachungen verbunden werden. 

Im übrigen erscheint gegen unsachliche Darstellungen eine 
Klarstellung des rechtlichen und wirtschaftlichen Charakters 
der Krankheitsbeihilfen als eigenständiges System der Beteili- 
gung an der Krankheitssicherung geboten. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung; 

1. Teilt die Bundesregierung unsere Ansicht, daß das System 
der Krankheitsbeihilfen im Beamten-, Richter- und Sol- 
datenrecht kein „Privileg'' darstellt, sondern eine eigen- 
ständige Form der Beteiligung der Beschäftigungsbehörden 
an der Krankheitssicherung anstelle der sonst bestehenden 
Arbeitgeberbeiträge zur Krankenversicherung der Arbeit- 
nehmer? 
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2. Trifft es zu, daß die Krankheitsbeihilfen im Beamten-, Rich- 
ter- und Soldatenrecht heute als System der Krankheits- 
sicherung für die Beschäftigungsbehörden kostengünstiger 
sind als die soziale Krankenversicherung mit Arbeitgeber- 
beiträgen, Arbeitgeberzuschüssen und Rentnerkranken- 
versicherung? 

3. Welche Beträge wenden Bund, Länder und - soweit An- 
gaben möglich sind - Gemeinden jährlich je Beschäftigten 
und je Versorgungsempfänger sowie insgesamt auf 

a) an Beihilfeleistungen für Beamte, Richter, Soldaten und 
Versorgungsempfänger, 

b) an anteiligen Verwaltungskosten? 

Soweit abweichende Beihilferegelungen der Länder höhere 
oder geringere Kosten bedingen, wird um gesonderte Aus- 
weisung gebeten. 

4. Welche Beträge ergäben sich statt dessen je Beschäftigten 
oder Versorgungsempfänger sowie insgesamt, wenn das 
System der gesetzlichen Krankenversicherung und des 
Arbeitgeberzuschusses anwendbar wäre? 

5. Soweit das System der Beihilfen kostengünstiger ist: 

a) Welches sind nach Ansicht der Bundesregierung die 
Gründe für die günstige Kostenlage? 

b) Hat die Bundesregierung geprüft, ob daraus Anregun- 
gen zur Verbesserung der Kostenlage der gesetzlichen 
Krankenversicherung gewonnen werden können? Zu 
welchen Ergebnissen ist sie gelangt? 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung die verbleibende 
Kostenbelastung der Versorgungsempfänger? 

7. a) Welche zusätzlichen Angaben der Betroffenen und 

welche zusätzlichen Prüfungen, Berechnungen oder son- 
stigen Arbeitsgänge der Verwaltung werden durch die 
Änderungen der Beihilfevorschriften erforderlich? 

b) Welche zusätzliche Verwaltungsarbeit (Schätzung in 
Arbeitsstunden pro Jahr erbeten) und welche zusätz- 
lichen Stellen werden dafür benötigt? Muß die Befürch- 
tung des Finanzministers Rheinland-Pfalz, daß allein in 
diesem Land 200 neue Stellen erforderlich würden, im 
ähnlichen Umfang für den Bund und die anderen Länder 
bestätigt werden? 

c) Wie wird die Kostenlage voraussichtlich beeinflußt? 

8. Welche einfacheren Lösungsmöglichkeiten hat die Bundes- 
regierung geprüft und mit welchem Ergebnis? 

9. Liegen der Bundesregierung Unterlagen darüber vor ~ ggf. 
im Rahmen der Versicherungsaufsicht -, in welchen kon- 
kreten Fällen sich durch das Zusammenwirken von Bei- 
hilfen und Krankenkassenleistungen Erstattungen ergeben, 
die über die tatsächlichen Kosten (nicht nur die sog. „bei- 
hilfefähigen Kosten") wesentlich hinausgehen? Durch 
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welche Gründe entstanden oder entstehen solche 
Situationen? 

10. Trifft es zu, daß sich der Verband der privaten Krankenver- 
sicherer zu einer Selbstbindung bereit erklärt hat, wonach 
Beihilfeberechtigten nur noch entsprechend angepaßte 
Tarife angeboten werden? Ist die Bundesregierung der An- 
sicht, daß hierdurch das Problem einfach und ohne Verwal- 
tungsaufwand gelöst werden kann? Sind ergänzende 
Rechtsänderungen erforderlich? 

11. Ist die Bundesregierung bereit, künftige Änderungen des 
Beihilfenrechts mit den Trägern der sozialen und der priva- 
ten Krankenversicherung vorher zu erörtern mit dem Ziel, 
Beihilfenrecht, Versicherungs recht und Versicherungstarife 
möglichst reibungslos und einfach ineinandergreifen zu 
lassen? 

12. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die betroffenen 
Beschäftigten und Versorgungsempfänger ihren Versiche- 
rungsschutz nicht wiederholt kurzfristig verändern können, 
sondern sich im allgemeinen auf längere Sicht festlegen 
müssen? Ist die Bundesregierung deshalb bereit, den Be- 
troffenen die Gewähr zu geben, daß sie sich auf die nun- 
mehrigen Erstattungssätze und sonstigen Regelungen 
längerfristig einrichten können? 


Bonn, den 14. Januar 1976 
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